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Schutz und Beistand zum Wohle des Kindes

Die UN-Kinderrechtskonvention 

Die Rechte von Kindern 

und Jugendlichen sind 

von den Vereinten 

Nationen 1989 im 

„Übereinkommen über 

die Rechte des Kindes”1

weltweit festgelegt wor-

den. Die Bundesrepublik 

hat der Konvention am

6. März 1992 zugestimmt 

und sich damit zur Ein-

haltung und Verwirk-

lichung der festgelegten 

Kinderrechte verpfl ich-

tet. Deutschland hat die 

Kinderrechtskonvention

damals aber nicht vorbe-

haltlos anerkannt. Jüngst

ist die Diskussion über 

eine Aufnahme von 

Kinderrechten ins Grund-

gesetz erneut entfl am-

mt.2 Eine Verankerung 2 Eine Verankerung 2

der Kinderrechte in der 

deutschen Verfassung 

hätte Auswirkungen, die 

auch für die Kinder- und 

Jugendhilfe spannend 

sind: Die angestrebten 

Verfassungsänderungen 

hätten Auswirkungen auf 

das Verhältnis Kinder – 

Eltern – Staat und somit 

auch auf das SGB VIII, 

u. a. auf § 1 (Förderung von 

Kindern), § 8a (Schutz-

auftrag), § 36 (Mitwirkung 

im Rahmen der Hilfepla-

nung), § 80 (Jugendhilfe-

planung). 

Die UN-Kinderrechtskon-

vention enthält 54 Artikel. 

Einige Auszüge daraus 

sollen den Bezug zum 

Kinderschutz illustrieren:

Kindeswohl und Kindes-
schutz

Artikel 3
1. Bei allen Maßnahmen, die 
Kinder betreffen, gleichviel ob 
sie von öffentlichen oder pri-
vaten Einrichtungen der so-
zialen Fürsorge, Gerichten, 
Verwaltungsbehörden oder 
Gesetzgebungsorganen ge-
troffen werden, ist das Wohl 
des Kindes ein Gesichtspunkt, 
der vorrangig zu berücksichti-
gen ist.

2. Die Vertragsstaaten ver-
pfl ichten sich, dem Kind unter 
Berücksichtigung der Rechte 
und Pfl ichten seiner Eltern, 
seines Vormunds oder an-
derer für das Kind gesetzlich 
verantwortlicher Personen 
den Schutz und die Fürsorge 
zu gewährleisten, die zu sei-
nem Wohlergehen notwendig 
sind; zu diesem Zweck treffen 
sie alle geeigneten Gesetzge-
bungs- und Verwaltungsmaß-
nahmen.

3. Die Vertragsstaaten stel-
len sicher, dass die für die 
Fürsorge für das Kind oder 
dessen Schutz verantwort-
lichen Institutionen, Dienste 
und Einrichtungen den von 
den zuständigen Behörden 
festgelegten Normen entspre-
chen, insbesondere im Be-
reich der Sicherheit und der 
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Gesundheit sowie hinsichtlich 
der Zahl und der fachlichen 
Eignung des Personals und 
des Bestehens einer aus-
reichenden Aufsicht.

Schutz und Beistand bei der 
Identitätswahrung

Artikel 8
1. Die Vertragsstaaten ver-
pfl ichten sich, das Re-
cht des Kindes zu achten, 
seine Identität, ein-
schließlich seine Staats-
angehörigkeit, seines Namens 
und seiner gesetzlich aner-
kannten Familienbeziehun-
gen, ohne rechtswidrige Ein-
griffe zu behalten.

2. Werden einem Kind wider-
rechtlich einige oder alle Bes-
tandteile seiner Identität ge-
nommen, so gewähren die 
Vertragsstaaten ihm angemes-
senen Beistand und Schutz 
mit dem Ziel, seine Identität 
so schnell wie möglich wieder-
herzustellen.

Elternrecht und Kindeswohl

Artikel 9 
1. Die Vertragsstaaten stellen 
sicher, dass ein Kind nicht ge-
gen den Willen seiner Eltern 
von diesen getrennt wird, es 
sei denn, dass die zuständigen 
Behörden in einer gerichtlich 
nachprüfbaren Entscheidung 
nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften und Ver-
fahren bestimmen dass diese 
Trennung zum Wohl des 
Kindes notwendig ist. Eine 
solche Entscheidung kann im 

Einzelfall notwendig werden, 
wie etwa wenn das Kind durch 
die Eltern misshandelt oder 
vernachlässigt wird oder wenn 
bei getrennt lebenden Eltern 
eine Entscheidung über den 
Aufenthaltsort des Kindes zu 
treffen ist.

2. In Verfahren nach Absatz 1 
ist allen Beteiligten Gelegen-
heit zu geben, am Verfahren 
teilzunehmen und ihre Mei-
nung zu äußern. 

3. Die Vertragsstaaten achten 
das Recht des Kindes, das 
von einem oder beiden Eltern-
teilen getrennt ist, regelmäßige 
persönliche Beziehungen 
und unmittelbare Kontakte zu 
beiden Elternteilen zu pfl egen, 
soweit dies nicht dem Wohl 
des Kindes widerspricht.

4. Ist die Trennung Folge ein-
er von einem Vertragsstaat 
eingeleiteten Maßnahme, wie 
etwa einer Freiheitsentzie-
hung, Freiheitsstrafe, Landes-
verweisung oder Abschiebung 
oder des Todes eines oder 
beider Elternteile oder des 
Kindes (auch eines Todes, der 
aus irgendeinem Grund ein-
tritt, während der Betreffende 
sich in staatlichem Gewahr-
sam befi ndet), so erteilt der 
Vertragsstaat auf Antrag den 
Eltern, dem Kind oder gege-
benenfalls einem anderen 
Familienangehörigen die we-
sentlichen Auskünfte über den 
Verbleib des oder der abwe-
senden Familienangehörigen, 
sofern dies nicht dem Wohl des 
Kindes abträglich wäre. Die 
Vertragsstaaten stellen ferner 
sicher, dass allein die Stellung 

eines solchen Antrags keine 
nachteiligen Folgen für den 
oder die Betroffenen hat.

Schutz der Intimsphäre 

Artikel 16
1. Kein Kind darf willkürlichen 
oder rechtswidrigen Eingriffen 
in sein Privatleben, seine 
Familie, seine Wohnung oder 
seinen Schrittverkehr oder re-
chtswidrigen Beeinträchtigun-
gen seiner Ehre und seines 
Rufes ausgesetzt werden.

2. Das Kind hat Anspruch 
auf rechtlichen Schutz gegen 
solche Eingriffe oder Beein-
trächtigungen.

Informationsfreiheit versus 
Schutz des Kindeswohls

Artikel 17
Die Vertragsstaaten erken-
nen die wichtige Rolle der 
Massenmedien an und stel-
len sicher, dass das Kind Zu-
gang hat zu Informationen 
und Material aus einer Vielfalt 
nationaler und internationaler 
Quellen, insbesondere derje-
nigen, welche die Förderung 
seines sozialen, seelischen 
und sittlichen Wohlergehens 
sowie seiner körperlichen und 
geistigen Gesundheit zum 
Ziel haben. Zu diesem Zweck 
werden die Vertragsstaaten 
a. die Massenmedien ermuti-
gen, Informationen und Mate-
rial zu verbreiten, die für das 
Kind von sozialem und kul-
turellem Nutzen sind und dem 
Geist des Artikels 29 entspre-
chen;
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b. die internationale Zusam-
menarbeit bei der Herstellung, 
beim Austausch und bei der 
Verbreitung dieser Informa-
tionen und dieses Materials 
aus einer Vielfalt nationaler 
und internationaler kultureller 
Quellen fördern;
c. die Herstellung und Ver-
breitung von Kinderbüchern 
fördern;
d. die Massenmedien ermuti-
gen, den sprachlichen Bedürf-
nissen eines Kindes, das einer 
Minderheit angehört oder Ur-
einwohner ist, besonders Re-
chnung zu tragen;
e. die Erarbeitung geeigneter 
Richtlinien zum Schutz des 
Kindes vor Informationen und 
Material, die sein Wohlerge-
hen beeinträchtigen, fördern, 
wobei die Artikel 13 und 18 zu 
berücksichtigen sind.

Schutz vor Misshandlung, 
Verwahrlosung oder Ver-
nachlässigung

Artikel 19
1. Die Vertragsstaaten treffen 
alle geeigneten Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs-, Sozial- 
und Bildungsmaßnahmen, 
um das Kind vor jeder Form 
körperlicher oder geistiger 
Gewaltanwendung, Schaden-
szufügung oder Misshandlung, 
vor Verwahrlosung oder Ver-
nachlässigung, vor schlechter 
Behandlung oder Ausbeutung 
einschließlich des sexuellen 
Missbrauchs zu schützen, so-
lange es sich in der Obhut der 
Eltern oder eines Elternteils, 
eines Vormunds oder anderen 
gesetzlichen Vertreters oder 
einer anderen Person befi n-

det, die das Kind betreut.

2. Diverse Schutzmassnah-
men sollen je nach den Gege-
benheiten wirksame Ver-
fahren zur Aufstellung von 
Sozialprogrammen enthalten, 
die dem Kind und denen, die 
es betreuen, die erforder-
liche Unterstützung gewähren 
und andere Formen der Vor-
beugung vorsehen sowie 
Maßnahme zur Aufdeckung, 
Meldung, Weiterverweisung, 
Untersuchung, Behandlung 
und Nachbetreuung in den in 
Absatz 1 beschriebenen Fäl-
len schlechter Behandlung 
von Kindern und gegebenen-
falls für das Einschreiten der 
Gerichte.

Schutz und Beistand außer-
halb der Familie

Artikel 2O
1. Ein Kind, das vorüberge-
hend oder dauernd aus seiner 
familiären Umgebung her-
ausgelöst wird oder dem der 
Verbleib in dieser Umgebung 
im eigenen Interesse nicht 
gestattet werden kann, hat 
Anspruch auf den besonderen 
Schutz und Beistand des 
Staates.

2. Die Vertragsstaaten stel-
len nach Maßgabe ihres in-
nerstaatlichen Rechts andere 
Formen der Betreuung eines 
solchen Kindes sicher.

3. Als andere Form der 
Betreuung kommt unter an-
derem die Aufnahme in eine 
Pfl egefamilie, die Kafala nach 
islamischem Recht, die Adop-

tion oder, falls erforderlich, die 
Unterbringung in einer gee-
igneten Kinderbetreuungs-
einrichtung in Betracht. Bei 
der Wahl zwischen diesen 
Lösungen sind die erwün-
schte Kontinuität in der Erz-
iehung des Kindes sowie die 
ethnische, religiöse, kulturelle 
und sprachliche Herkunft des 
Kindes gebührend zu berück-
sichtigen.

Schutz und Hilfe für minder-
jährige Flüchtlinge

Artikel 22
1. Die Vertragsstaaten treffen
geeignete Massnahmen, um 
sicherzustellen, dass ein Kind, 
das die Rechtsstellung eines 
Flüchtlings begehrt oder nach 
Maßgabe der anzuwendenden
Regeln und Verfahren des Völ-
kerrechts oder des innersta-
atlichen Rechts als Flüchtling 
angesehen wird; angemess-
enen Schutz und humanitäre 
Hilfe bei der Wahrnehmung der 
Rechte erhält, die in diesem 
Übereinkommen oder in an-
deren internationalen Übere-
inkünften über Menschenre-
chte oder über humanitäre 
Fragen, denen die genannten 
Staaten als Vertragsparteien 
angehören, festgelegt sind, 
und zwar unabhängig davon, 
ob es sich in Begleitung seiner 
Eltern oder einer anderen Per-
son befi ndet oder nicht.

2.  Zu diesem Zweck 
wirken die Vertragssta-
aten in der ihnen ange-
messen erscheinenden Weise 
bei allen Bemühungen mit, 
welche die Vereinten Nationen



Kinderschutz Info aktuell • Nr. 1 • Januar 2007 • Seite 4      

und andere zuständige zwi-
schenstaatliche oder nicht-
staatliche Organisationen, die 
mit den Vereinten Nationen 
zusammenarbeiten, unterneh-
men, um ein soches Kind zu
schützen, um ihm zu helfen 
und um die Eltern oder an- 
dere Familienanghörige eines
Flüchtlingskinds ausfi ndig zu
machen mit dem Ziel, die
für eine Familienzusam-
menführung notwendigen In- 
formationen zu erlangen. Kön-
nen die Eltern oder andere
Familienangehörige nicht
ausfi ndig gemacht werden, 
so ist dem Kind im Einklang 
mit den in diesem Überein-
kommen enthaltenen Grund- 
sätzen derselbe Schutz zu 
gewähren wie jedem anderen 
Kind, das aus irgendeinem 
Grund dauernd oder vorüber- 
gehend aus seiner familiären 
Umgebung herausgelöst ist.

Gesundheitsschutz

Artikel 25
Die Vertragsstaaten erkennen 
an, dass ein Kind, das von 
den zuständigen Behörde we-
gen einer körperlichen oder 
geistigen Erkrankung zur 
Betreuung, zum Schutz der 
Gesundheit oder zur Behan-
dlung untergebracht worden 
ist, das Recht hat auf eine re-
gelmäßige Überprüfung der 
dem Kind gewährten Behand-
lung sowie aller anderen Um-
stände, die für seine Unter-
bringung von Belang sind.

Schutz vor Ausbeutung

Artikel 36
Die Vertragsstaaten schützen 
das Kind vor allen sonstigen 
Formen der Ausbeutung, die 
das Wohl des Kindes in irgend-
einer Weise beeinträchtigen.

Rechtsschutz

Artikel 37
Die Vertragsstaaten stellen si-
cher,
a. dass kein Kind der Folter 
Oder einer anderen grausa-
men, unmenschlichen oder 
erniedrigenden Behandlung 
oder Strafe unterworfen wird. 
Für Straftaten, die von Per-
sonen vor Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahrs 
begangen worden sind, darf 
weder die Todesstrafe noch 
lebenslange Freiheitsstrafe 
ohne die Möglichkeit vorze-
itiger Entlassung verhängt 
werden:
b. dass keinem Kind die Freiheit 
rechtswidrig oder willkürlich 
entzogen wird. Festnahme, 
Freiheitsentziehung oder Frei-
heitsstrafe darf bei einem Kind 
im Einklang mit dem Gesetz 
nur als letztes Mittel und für 
die kürzeste angemessene 
Zeit angewendet werden;
c. dass jedes Kind, dem die 
Freiheit entzogen ist, men-
schlich und mit Achtung vor der 
dem Menschen innewohnen-
den Würde und unter Berück-
sichtigung der Bedürfnisse 
von Personen seines Alters 
behandelt wird. Insbesondere 
ist jedes Kind, dem die Frei-
heit entzogen ist, von Erwach-
senen zu trennen, sofern nicht 

ein anderes Vorgehen als dem 
Wohl des Kindes dienlich er-
achtet wird; jedes Kind hat das 
Recht, mit seiner Familie durch 
Briefwechsel und Besuche in 
Verbindung zu bleiben, sofern 
nicht außergewöhnliche Um-
stände vorliegen;
d. dass jedes Kind, dem die 
Freiheit entzogen ist, das 
Recht auf umgehenden Zu-
gang zu einem rechtskundi-
gen oder anderen geeigneten 
Beistand und das Recht hat, 
die Rechtmäßigkeit der Frei-
heitsentziehung bei einem 
Gericht oder einer ,anderen 
zuständigen, unabhängigen 
und unparteiischen Behörde 
anzufechten, sowie das Recht 
auf alsbaldige Entscheidung 
in einem solchen Verfahren.

Artikel 40
1. Die Vertragsstaaten erken-
nen das Recht jedes Kindes 
an, das der Verletzung der 
Strafgesetze verdächtigt, be-
schuldigt oder überführt wird, 
in einer Weise behandelt zu 
werden, die das Gefühl des 
Kindes für die eigene Würde 
und den eigenen Wert fördert, 
seine Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfrei-
heiten anderer stärkt und das 
Alter des Kindes sowie die 
Notwendigkeit berücksichtigt, 
seine soziale Wiedereinglie-
derung sowie die Übernahme 
einer konstruktiven Rolle in 
der Gesellschaft durch das 
Kind zu fördern.

2. Zu diesem Zweck stellen die 
Vertragsstaaten unter Berück-
sichtigung der einschlägigen 
Bestimmungen internationaler 
Übereinkünfte insbesondere 
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sicher,
a. dass kein Kind wegen Hand-
lungen oder Unterlassungen, 
die zur Zeit ihrer Begehung 
nach innerstaatlichem Recht 
oder Völkerrecht nicht verbo-
ten waren, der Verletzung der 
Strafgesetze verdächtigt, be-
schuldigt oder überführt wird;
b. dass jedes Kind, das einer 
Verletzung der Strafgesetze 
verdächtigt oder beschuldigt 
wird, Anspruch auf folgende 
Mindestgarantien hat:
I. bis zum gesetzlichen Nach-
weis der Schuld als unschul-
dig zu gelten,
II. unverzüglich und unmittel-
bar über die gegen das Kind 
erhobenen Beschuldigungen 
unterrichtet zu werden, gege-
benenfalls durch seine Eltern 
oder seinen Vormund, und 
einen rechtskundigen oder 
anderen geeigneten Beistand 
zur Vorbereitung und Wahr-
nehmung seiner Verteidigung 
zu erhalten,
III. seine Sache unverzüglich 
durch eine zuständige Behörde 
oder ein zuständiges Gericht, 
die Unabhängig und unpartei-
isch sind, in einem fairen Ver-
fahren entsprechend dem Ge-
setz entscheiden zu lassen, 
und zwar in Anwesenheit eines 
rechtskundigen Oder anderen 
geeigneten Beistands sowie 
- sofern dies nicht insbeson-
dere in Anbetracht des Alters 
oder der Lage des Kindes als 
seinem Wohl widersprechend 
angesehen wird - in Anwesen-
heit seiner Eltern oder seines 
Vormunds,

IV. nicht gezwungen zu 
werden, als Zeuge auszusa-
gen 
oder sich schuldig zu beken-
nen, sowie die Belastungs-
zeugen zu befragen 
oder befragen zu lassen 
und das Erscheinen und die 
Vernehmung der Entlastung-
szeugen unter gleichen Bedin-
gungen zu erwirken,
V. wenn es einer Verletzung 
der Strafgesetze überführt 
ist, diese Entscheidung und 
alle als Folge davon verhäng-
ten Massnahmen. durch eine 
zuständige übergeordnete Be-
hörde Oder ein zuständiges 
höheres Gericht, die unab-
hängig und unparteiisch sind, 
entsprechend dem Gesetz 
nachprüfen zu lassen,
VI. die unentgeltliche Hinzu-
ziehung eines Dolmetschers 
zu verlangen, wenn das Kind 
die Verhandlungssprache 
nicht versteht oder spricht,
VII. sein Privatleben in allen 
Verfahrensabschnitten voll 
geachtet zu sehen.

3. Die Vertragsstaaten be-
mühen sich, den Erlass von 
Gesetzen sowie die Schaffung 
von Verfahren, Behörden und 
Einrichtungen zu fördern, die 
besonders für Kinder, die ein-
er Verletzung der Strafgesetze 
verdächtigt, beschuldigt oder 
überführt werden, gelten oder 
zuständig sind; insbesondere
a. legen sie ein Mindestalter 
fest, das ein Kind erreicht ha-
ben muss, um als strafmündig 
angesehen zu werden,

b. treffen sie, soweit dies 
angemessen und wün-
schenswert ist, Maßnahmen, 
um den Fall ohne ein gerich-
tliches Verfahren zu regeln, 
wobei jedoch die Menschen-
rechte und die Rechtsgaran-
tien uneingeschränkt beachtet 
werden müssen.

4. Um sicherzustellen, dass 
Kinder in einer Weise behan-
delt. werden, die ihrem Wohl 
dienlich ist und ihren Umstän-
den sowie der Straftat ent-
spricht, muss eine Vielzahl 
von Vorkehrungen zur Verfü-
gung stehen, wie Anordnun-
gen über Betreuung, Anleitung 
und Aufsicht, wie Beratung, 
Entlassung auf Bewährung, 
Aufnahme in eine Pfl egefami-
lie, Bildungs- und Berufsbil-
dungsprogramme und andere 
Alternativen zur Heimerzie-
hung.

Quellen:
1  http://www.kidweb.de/kiko.htm
2 Auftakt war die öffentliche An-
hörung der Kinderkommission 
des Deutschen Bundestags am 
20.11.2006. http://www.bund-
estag.de/ausschuesse/a13/kiko/
index.html

Kontakt:
Fachstelle Kinderschutz 
im Land Brandenburg
c/o Start gGmbH
Lehnitzstraße 22
16515 Oranienburg
oranienburg@start-ggmbh.de
www.fachstelle-kinderschutz.de


